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Wie ist zukunftsfähige Ent-
wicklung möglich? – Zum
Problem gesellschaftlicher
Autonomie

von Michael Paetau, GMD-Forschungs-
zentrum Informationstechnik

Dass die Vision einer zukunftsfähigen Ent-
wicklung sich nicht anders als über eine
weitreichende Modifikation in der Lebens-
weise der Menschen, nicht ohne tiefgrei-
fenden Wandel der dominanten Produkti-
ons- und Konsumptionsmuster und nicht
ohne eine Neuorientierung von Planungs-
und Entscheidungsprozessen erreichen
lässt – und zwar weltweit – gehört zu den
allgemein geteilten Grundeinsichten der
Sustainability-Debatte. Inwieweit eine derar-
tige gesellschaftliche Transformation über-
haupt möglich sein kann, ist allerdings eine
umstrittene und bislang unbeantwortete
Frage.1 Auch wenn die Weltgesellschaft
sich auf grundlegende Gestaltungsprinzi-
pien und deren Umsetzung in Standards
und konkrete Handlungsziele einigt, bleiben
zentrale Fragen der Erkenntnis und der Be-
herrschung dieses Wandlungsprozesses
offen. Letztendlich geht es darum, ein bis-
lang eher naturwüchsiges, unverstandenes
und unbeherrschtes Gewaltverhältnis des
Menschen zur Natur und zu sich selbst in
ein bewusstes und vernünftiges Gestal-
tungsverhältnis zu transformieren. Eine
solche Transformation wird in der europäi-
schen Denktradition mit dem Begriff der
Autonomie beschrieben. Dieser Begriff
könnte nach einer durch die Sustainability-
Debatte motivierten theoretischen Refor-
mulierung eine Renaissance erleben.

Zukunftsfähige Entwicklung als Frage
gesellschaftlicher Autonomie

In der Tradition europäischen Aufklärungsden-
kens wird Autonomie als Gegenbegriff zum
unverstandenen, unbeherrschten, naturwüchsi-
gen Gewaltverhältnis des Menschen gegenüber
der Natur und dem Menschen selbst verwendet.
Autonomie wird seit Kant als Unabhängigkeit
des als frei zu denkenden Menschen von einem
Bestimmtwerden durch ihm Fremdes bezeich-
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net. Autonomie meint die Fähigkeit des Men-
schen, ausschließlich kraft seines Wollens zu
handeln, anstatt undurchschauten naturwüchsi-
gen2 Bedingungen unterworfen zu sein. Mit
dem Begriff der Autonomie wird menschliche
Selbsterhaltung an Selbstbestimmung gebun-
den.3 Und genau darum geht es, wenn wir die
Frage nach den Bedingungen der Möglichkei-
ten zukunftsfähiger Entwicklung stellen: Es
geht um die Voraussetzungen für gesellschaft-
liches, auf ein als vernünftig deklariertes Ziel
hin ausgerichtetes Handeln. Es ist somit kei-
neswegs überraschend, dass sich der Autono-
miebegriff fast zwangsläufig als Erklärungsan-
satz in die Nachhaltigkeitsdiskussion schiebt
und der Destruktivität der real existierenden
menschlichen Naturverhältnisse entgegenge-
stellt wird.

Andererseits kann uns die Tatsache, dass
in den vergangenen zwei Jahrhunderten alle
Versuche, gesellschaftliche Autonomiekon-
zepte umzusetzen, zu schwerwiegenden unbe-
absichtigten Nebenfolgen geführt haben, nicht
unberührt lassen. Insbesondere muss uns zu
denken geben, dass das geschichtlich entstan-
dene europäische Mensch-Natur-Verhältnis,
d.h. die auf Wissenschaft und Technik basie-
rende Möglichkeit eines gewaltsamen Eingriffs
in die ursprüngliche Selbstbewegung der Natur,
lange Zeit als ein Ausdruck von Autonomie
gegenüber Abhängigkeiten von Naturverhält-
nissen missgedeutet worden ist. Heute wissen
wir, dass dies nichts mit Autonomie zu tun hat.
Im Gegenteil, dieses Verhältnis selbst unter-
liegt nach wie vor einem Bestimmtwerden
durch Fremdes, durch hinter unserem Rücken
sich vollziehende gesellschaftliche Prozesse
mit den Folgen einer nicht-nachhaltigen, unsere
Lebensgrundlagen zerstörenden Entwicklung.4

Vor allem die historischen Ereignisse des
20. Jahrhunderts, die Erfahrung zweier Welt-
kriege, der faschistischen Diktatur, des Schei-
terns des sozialistischen Großexperiments, der
Verelendung eines großen Teils der Mensch-
heit und der globalen Umweltzerstörung, haben
eine das Autonomiekonzept ablehnende Hal-
tung erzeugt. Die Kritik richtet sich in erster
Linie gegen Versuche, eine gesamtgesell-
schaftliche Rationalität – wenn nötig auch mit
Gewalt – durchzusetzen, obwohl es völlig un-
klar ist, inwieweit komplexe Gesellschaften
überhaupt »eine vernünftige Identität ausbil-

den« können.5 Ohne die Kritik an dieser Stelle
auch nur ansatzweise rekapitulieren zu kön-
nen,6 sei hier verwiesen auf die Arbeiten der
Kritischen Theorie (Adorno 1975; Horkheimer,
Adorno 1969), die den Verlust einer universell
anwendbaren Rationalität konstatiert. Steue-
rung gerät jetzt in den Verdacht, Integrations-
mechanismen und Macht einzusetzen, auch um
»einem unvernünftigen Zustand der Gesell-
schaft Raum zu lassen«.7 In Philosophie und
Soziologie wird gesellschaftliche Polykontextu-
ralität hervorgehoben, d.h. die Einbettung des
Erkennens und Handelns in unterschiedliche
Welten, die zu einer Vielfalt von Beobach-
tungsverhältnissen führt. »Unerreichbar wird
Totalität, wird Einheit oder gar ein die Kontin-
genz der Geschichte transzendierendes Telos«
(Fuchs 1992, S. 17). Daraus ergibt sich auch
epistemologisch die Anerkennung einer radi-
kalen Pluralität (Welsch 1987). »Man muss nur
anders beobachten, um andere Realitäten zu
erhalten« (Fuchs 1992, S. 8).8

Wie lässt sich unter Berücksichtigung die-
ser Kritik nachhaltige Entwicklung als »regu-
lative Idee« wissenschaftlich vertreten? Meine
These, die ich im folgenden skizzieren möchte
ist, dass dies nur über eine radikale Neuformu-
lierung des Autonomiebegriffs geht.

Steuerung ohne Steuerungssubjekt?

Die Autonomiefrage vor dem Hintergrund der
Sustainability-Debatte neu zu formulieren,
heißt u.a. Abschied zu nehmen von der Vor-
stellung einer gesellschaftlichen Instanz, die
die Rolle eines Steuerungssubjektes überneh-
men könnte, das in privilegierter Position mehr
oder besser als andere über die Einsicht in die
Bedingungen und Möglichkeiten verfügt, um
ein als vernünftig gesetztes Ziel durchzusetzen.
Damit wird auch die in den letzten beiden
Jahrhunderten dominierende und an den Natio-
nalstaat gebundene Idee, dass die Politik bezie-
hungsweise die staatlichen Institutionen die
Rolle als Steuerungsinstanz für das Ganze der
Gesellschaft ausüben könnten, in Frage gestellt.
Insbesondere wenn man den Zusammenhang
von lokalen Handlungen und globalen Wirkun-
gen bzw. vice versa von globalen Ereignissen
und lokalen Auswirkungen berücksichtigt, wird
dies deutlich. Denn wie in einer transnationa-
len, auf unterschiedliche Kulturen und diver-
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gierende institutionelle Arrangements aufbau-
enden (Welt)Gesellschaft eine quasi-organisa-
torische Steuerungsinstanz aussehen könnte, ist
nur schwer vorstellbar.

In der Soziologie dominiert heute die
Sichtweise von einer Gesellschaft mit funktio-
nal differenzierten, operativ geschlossenen
(und in diesem Sinne autonomen) Systemen.
Systeme dieses Differenzierungsmodells verfü-
gen über eine Fähigkeit, die gerade im Zusam-
menhang der  Nachhaltigkeitsdiskussion von
großer Wichtigkeit ist: Wenn es gelingt, Um-
weltereignisse9 so zu transformieren, dass ein
soziales System über seine systemspezifischen
Selektionskriterien angesprochen wird, wird
eine so hohe Resonanz10 erzeugt, dass es in der
Regel zu einer schnellen Reaktion des Systems
kommt. Die Transformation systemexterner
Ereignisse in systeminterne Ereignisse führt
dazu, dass das System es sich kaum leisten
kann, nicht zu reagieren. Wenn beispielsweise
ökologische Probleme in die Form von Kosten-
Nutzen-Erwägungen (z.B. über Preise) ge-
bracht werden können, wird das soziale System
»Wirtschaft« mit hoher Wahrscheinlichkeit
reagieren und Verhaltensänderungen erzeugen.
Das System »Recht« wird dann reagieren,
wenn die Probleme in juristische Codes über-
tragen worden sind. Daraus folgt für eine
Nachhaltigkeitsstrategie, möglichst viele Um-
weltprobleme oder Entwicklungsfragen in die
spezifischen Selektionskriterien derjenigen
Systeme zu kodieren, von denen eine Verhal-
tensänderung angestrebt wird.

Der Vorteil dieser selbstreferentiellen Art
der Resonanzerzeugung ist, dass das betreffen-
de System schnell (und meistens unausweich-
lich11 reagiert. Der Nachteil ist, dass dies nur in
einer hochselektiven und einseitigen Weise
geschieht. Das heißt, nicht alle Probleme kön-
nen auf diese Weise erfasst werden und die
Reaktionsweise der einzelnen Systeme kann für
die Gesamtgesellschaft durchaus problematisch
sein. Im Zusammenhang mit Strategien einer
nachhaltigen Entwicklung wird damit eine
weitere Eigenschaft moderner Gesellschaften
wichtig, die wir als Reflexivität bezeichnen.12

Funktional differenzierte Gesellschaften
sind durch einen Mangel an Kohäsion charak-
terisiert. Zwar steigern sie die Leistungsfähig-
keit der modernen Gesellschaft, lassen jedoch
die Einheit und die Steuerungsfähigkeit des

Ganzen zum Problem werden. In der soziologi-
schen Literatur werden sie deshalb als »multi-
zentrale Handlungssysteme« (Fürst 1987) und
als »polyzentrisch« (Rosewitz, Schimank 1988)
bezeichnet. Wenngleich für die Idee eines hie-
rarchisch steuernden, über der Gesellschaft
stehenden Zentrums kein Platz mehr ist, besteht
mit Blick auf die verschiedenen Sozialsysteme
der Gesellschaft ein – wie Luhmann formuliert
– unbestrittener externer Regelungsbedarf
(Luhmann 1990, S. 117). Aber die Frage der
Selbststeuerung der Gesellschaft lässt sich
nicht mehr ausschließlich als Verhältnis zwi-
schen Staat und Gesellschaft untersuchen, son-
dern auch als zivilgesellschaftliche Konstellati-
on mit Blick auf ein Geflecht von Beziehungen
zwischen autonomen Akteuren in allen Funkti-
onssystemen (vgl. auch Willke 1998, S. 93).13

In der neueren staatstheoretischen und instituti-
onentheoretischen Diskussion wird von »Ent-
zauberung des Staates« (Willke 1983) und von
einem »ambivalenten Verhältnis zwischen der
Modernisierung von Gesellschaften und ihrer
Gestaltbarkeit« (Messner 1995, S. 74) gespro-
chen.

Systemtheoretische Reformulierung des
Autonomieproblems

In der Steuerungsdebatte deutet sich ein se-
mantischer Wandel des Autonomiebegriffs an.
Hebt man Netzwerke funktional differenzierter
Systeme als Grundstruktur der Gesellschaft
hervor, wäre im Anschluss an Willke ein Sys-
tem als autonom zu bezeichnen, »wenn es auf
der Grundlage einer selbstreferenziellen Ope-
rationsweise sich selbst steuert und spezifische,
durch seinen Kommunikationscode und seinen
Operationsmodus vorgezeichnete Umweltbe-
ziehungen unterhält. Es ist dann autonom in
dem Sinne, dass es nach Maßgabe seines eige-
nen Codes operiert und in dieser Tiefenstruktur
seiner Selbststeuerung von seiner Umwelt un-
abhängig ist« (Willke 1998, S. 29).

Die Diskussion um die Steuerungsfähig-
keit moderner komplexer Gesellschaften hat in
den letzten Jahren zur Ausarbeitung von An-
sätzen geführt, in denen Aspekte der oben skiz-
zierten Rationalitätskritik eingeflossen sind. In
den meisten Fällen wird der Einsatz eines En-
sembles von unterschiedlichen Steuerungsfor-
men vorschlagen (vgl. Mayntz, Scharpf 1995;
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WBGU 1996; Willke 1998). Unterschieden
werden Formen der direkten Steuerung (z.B.
Ver- und Gebote, Auflagen, Grenzwerte, Fi-
nanz- und Technologietransfers etc.) und der
indirekten Steuerung durch die Beeinflussung
von Rahmenbedingungen (Kontextsteuerung).
Beide Formen lassen sich als vertikale oder als
horizontale Steuerung denken.14 In einigen
Ansätzen wird der Fokus auf selektionsleiten-
de, handlungs- und bzw. kommunikations-
strukturierende Medien gelegt (Willke 1998).
Ihnen wird die entscheidende Rolle zur (inter-
nen) Selbststeuerung zugesprochen.15

Vor dem Hintergrund dieser Kritik müsste
eine Reformulierung der Autonomiefrage an-
setzen an dem Verhältnis von Differenzierung
und Integration autonomer gesellschaftlicher
Einheiten (Individuen bzw. soziale Teilsyste-
me). Gefragt werden muss nach der Möglich-
keit, die auf heterarchische, polykontexturale
und auf partikulare Sinnselektionen basierende
Zersplitterung der Gesellschaft zu überwinden
zugunsten einer Orientierung auf ein gesamtge-
sellschaftlich »vernünftiges Ziel« – nämlich
Nachhaltige Entwicklung. Unabhängig davon,
ob man die Autonomie der Gesellschaft als
historisches (kollektives) Subjekt im alteuro-
päischen Sinne oder als kollektiven Akteur
höherer Ordnung im Sinne einer emergenten
Struktur (Teubner 1992) definiert, stellen sich
zwei allgemeine Fragen: Zum einen geht es um
die Selbstbestimmung steuernder Institutionen
gegenüber determinierenden Einflüssen – bei-
spielsweise durch einflussreiche gesellschaftli-
che Gruppen, Korruption, mafiose Strukturen
oder radikale Individualisierungen (vgl. Greif-
fenhagen 1998) –, zum anderen aber muss um-
gekehrt nach der Möglichkeit der Selbstbe-
stimmung der Individuen und damit ihrer Au-
tonomie gegenüber institutionellen Determinie-
rungsversuchen gefragt werden. D.h. das
Problem der Autonomie lässt sich nicht ohne
die Frage nach der Legitimität behandeln (vgl.
Gimmler 1998, S. 15).

Anmerkungen
1) Diesbezügliche kritische Kommentare beglei-

ten den Diskurs seit seinen Anfängen (Altvater
1997; Bals 1993; Sachs 1995). Bereits in der
Agenda 21 wird in verschiedenen Kapiteln
diese Frage aufgegriffen und führt zu einer
Reihe von Empfehlungen, die auf eine Verän-

derung der Rahmenbedingungen für eine zu-
kunftsfähige Entwicklung zielen (v.a. in den
Abschnitten 3 und 4).

2) Gemeint ist eine Bewegung, die unabhängig
von unserem Willen oder Wollen stattfindet
und über die wir keine Macht haben. Marx hat
diesen Begriff – anknüpfend an Aristoteles –
verwendet, um kontrastierend dazu seinen
Freiheitsbegriff zu entwickeln.

3) Kant: “Die Autonomie des Willens ist das
alleinige Prinzip aller moralischen Gesetze und
der ihnen gemäßen Pflichten ... Also drückt
das moralische Gesetz nichts anderes aus, als
die Autonomie der reinen praktischen Ver-
nunft, d.i. der Freiheit, und diese ist selbst die
formale Bedingung aller Maximen, unter der
sie allein mit dem obersten praktischen Geset-
ze zusammenstimmen können” (Kant 1788:I,
§8).

4) Diesen Gedanken hat Klaus Peters (1996)
unter Bezug auf ein von Hegel und Marx in-
spiriertes »dialektisches« Freiheitsverständnis
ausführlicher dargestellt. Ich schließe mich der
ausgezeichneten Problemdarstellung von Pe-
ters weitgehend an, ziehe aber andere Konse-
quenzen.

5) Diese Frage wurde bereits 1976 von Jürgen
Habermas gestellt und ist heute aktueller denn
je (Habermas 1976).

6) Zur philosophischen Auseinandersetzung um
das neuzeitliche Subjekt vgl. Cramer 1987

7) So Adornos Kritik an Parsons Auffassung
von einer normengeleiteten Sozialintegration
(Adorno 1972, S. 45f.).

8) Der Preis, den wir für diese Einsicht zu zahlen
haben, ist allerdings nicht gering: Das Ergeb-
nis ist eine »Orientierungsdestruktion« (Fuchs
1992, S. 16) bzw. eine »Neue Unübersicht-
lichkeit« (Habermas 1985).

9) Mit »Umweltereignis« ist hier ein Ereignis
gemeint, dass nicht im betreffenden System
stattfindet, sondern in seiner Umgebung. Bei
sozialen Systemen kann es sich um Operatio-
nen handeln, die von anderen sozialen Syste-
men ausgehen, oder um Ereignisse, die in der
Natur vorkommen, und auf die das soziale
System reagiert. Dies kann es jedoch nur mit
Hilfe seiner eigenen systemspezifischen Ope-
rationsweisen. Für soziale Systeme bedeutet
dies: über Kommunikation.

10) So wie – physikalisch gesehen – ein System
nur unter den besonderen Bedingungen seiner
Eigenfrequenzen in Schwingung versetzt wer-
den kann, so kann ein soziales System nur auf
der Grundlage seiner eigenen Strukturbedin-
gungen auf Umweltreize reagieren. Diese Re-
aktionsfähigkeit ist hier – im Anschluss an ei-
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nen Terminus von Luhmann – mit dem Begriff
»Resonanz« gemeint.

11) Was nicht bedeutet, dass es immer in einer
vorhersehbaren Weise reagiert.

12) Dieser Begriff hat in der gegenwärtigen so-
ziologischen Debatte um die Perspektiven der
modernen Gesellschaft unter dem Begriff der
»reflexiven Moderne« eine populäre Bedeu-
tung erlangt (vgl. Beck/Giddens/Lash 1996).
Auch in den Verhandlungen der Enquete-
Kommission des 13. Deutschen Bundestages
hat der Begriff eine Rolle gespielt. Wir ver-
wenden ihn komplementär zum Resonanzbeg-
riff und meinen die Beachtung der Folgen der
Handlungen eines gesellschaftlichen Teilsys-
tems auf andere.

13) Dennoch kann kaum bestritten werden, dass
der Politik immer noch eine Sonderrolle zu-
kommt. Hier werden kollektiv bindende Ent-
scheidungen getroffen, mit dem expliziten An-
spruch, die Umweltbedingungen der übrigen
gesellschaftlichen Systeme zu beeinflussen,
um diese zu Reaktionen zu veranlassen.

14) Der WBGU spricht insbesondere im internati-
onalen Zusammenhang von „horizontaler
Selbstkoordination“ (multilaterale national-
staatliche Regelungs- und Ordnungsmuster).

15) Willke schließt hier an Luhmanns Begriff der
»symbolisch generalisierten Kommunikati-
onsmedien« an. Die Bewertung solcher Ansät-
ze im Licht des Nachhaltigkeitskonzepts wird
der strategischen Ebene des geplanten HGF-
Vorhabens vorbehalten sein. Es soll dort ver-
sucht werden, unterschiedlichen Kontexten
angepasste Steuerungsansätze zu untersuchen
bzw. zu entwickeln. Ein Schwerpunkt wird
dabei auf die Untersuchung zivilgesellschaftli-
cher Netzwerke gelegt.
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Konzeptionelle Aspekte von Nach-
haltigkeitsindikatorensystemen

von Reinhard Coenen, Forschungszentrum
Karlsruhe

Nach der Formulierung von generellen Zie-
len und Regeln für eine nachhaltige Ent-
wicklung (siehe den Beitrag von Jörissen,
Brandl, Kopfmüller, Paetau in diesem
Schwerpunkt), stellt die Entwicklung bzw.
Auswahl von auf diese Regeln bezogene
Nachhaltigkeitsindikatoren einen weiteren
Schritt zur Operationalisierung des Leit-
bilds im Rahmen des HGF-Strategie-
fondsprojekts dar. Die in der Vorstudie
durchgeführte Bestandsaufnahme zu Nach-
haltigkeitsindikatorensystemen diente der
Klärung der Frage, inwieweit bei der Ent-

wicklung eines Indikatorensystems für das
HGF-Projekt auf vorliegende Ansätze zu-
rückgegriffen werden kann, sowohl in kon-
zeptioneller Sicht als auch im Hinblick auf
die Auswahl von Indikatoren und die Daten-
verfügbarkeit.

Anforderungen an Nachhaltigkeitsindikato-
ren

Indikatoren kann man allgemein als Kenngrö-
ßen definieren, die zur Abbildung eines be-
stimmten, nicht direkt messbaren und oftmals
komplexen Sachverhalts (Indikandum) ausge-
wählt werden (SRU 1998, S. 93). So sollten
Nachhaltigkeitsindikatoren Aussagen darüber
ermöglichen, wie es um die Nachhaltigkeit der
Entwicklung einer Gesellschaft oder einer Re-
gion bestellt ist und ob Strategien und Maß-
nahmen zur Förderung einer nachhaltigen Ent-
wicklung greifen.

An Nachhaltigkeitsindikatoren bzw. Indi-
katoren allgemein werden – sichtet man die
Literatur – verschiedene Anforderungen ge-
stellt, die sich in wissenschaftliche, funktiona-
le, nutzerbezogene und praktische Anforderun-
gen unterscheiden lassen und in Abbildung 1
aufgelistet sind.

Es dürfte wohl kaum einen Indikator ge-
ben, der alle diese idealtypischen Anforderun-
gen erfüllt. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass
gewisse Konflikte bei der Anwendung dieser
Kriterien auftreten können. Beispielsweise
bedeutet die Verdichtung von Information für
den Bedarf von Politik und öffentlicher Kom-
munikation in der Regel eine Simplifizierung
der Zusammenhänge und damit Abstriche an
dem Anforderungskriterium „Adäquanz der
Abbildung“, das aus wissenschaftlicher Sicht
von Bedeutung ist und eher umfangreiche Indi-
katorensysteme erfordern würde, die der Kom-
plexität der jeweiligen Zusammenhänge ge-
recht werden (SRU 1998, S. 95).


